
96. Sitzung 

Düsseldorf, Donnerstag, 5. November 2015 

 

Auszug aus dem veröffentlichten Plenumsprotokoll 

 

Ilka von Boeselager (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Bonn und die Region sind 

über die ständige Diskussion, ob die Bundesstadt Bonn mit ihren Ministe-

rien weiter Bestand hat, sehr beunruhigt. Wir sind, ehrlich gesagt, empört, 

dass es immer wieder zu dieser Diskussion kommt. 

 

Ich denke, wir stehen gesellschaftlich und politisch im Augenblick vor ganz 

anderen Herausforderungen, als immer weiter diese Diskussion zu führen. 

 

(Beifall von der CDU) 

 

Wir haben eine Aufgabenteilung, die sich bewährt hat. In diesem Jahr fei-

ern wir 20 Jahre Bonn als UN-Stadt. Das sind die Konsequenz und der 

Erfolg dieser Aufgabenteilung und eine Entwicklung, auf die wir wirklich 

stolz sein können. Der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan hat Bonn 

als lohnenswertesten und attraktivsten UN-Standort weltweit bezeichnet. 

 

Trotzdem hat die Diskussion um einen möglichen Komplettumzug der Mi-

nisterien von Bonn nach Berlin durch Äußerungen der Bundesministerin 

Hendricks jetzt wieder Fahrt aufgenommen. Dass sie aus Nordrhein-

Westfalen kommt, ist in diesem Zusammenhang besonders ärgerlich. 

Aber auch unser Minister de Maizière ist hier nicht wirklich eine rühmliche 

Größe, die man hervorheben müsste. 

 

Dabei wird besonders die Bindungswirkung der Bundesministerien außer 

Acht gelassen. Der Abzug aller Ministerien nach Berlin hätte gerade auch 

unter diesem Aspekt fatale Folgen für die Region. Als Beispiel möchte ich 

hier zwei Ministerien benennen: 



1.  das Bundesministerium für Bildung und Forschung, das für die Ansied-

lung der Wissenschaftsorganisationen eine zentrale Größe ist – Frau Mi-

nisterin, das wissen Sie –, angefangen mit der Alexander-von-Humboldt-

Stiftung bis hin zur Hochschulrektorenkonferenz 

 

2.  das Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

zusammen mit 150 Nichtregierungsorganisationen – NGOs – und anderen 

internationalen Einrichtungen, die umweltorientiert agieren. Sie wollen 

möglichst im ständigen Austausch mit den Ministerien zusammenarbeiten 

und richten ihre Standortpolitik danach aus. 

 

Was bedeutet das nun? Das bedeutet: Würde der Bonner Standort der 

Ministerien aufgegeben, wären davon nicht nur die Mitarbeiter vor Ort be-

troffen, sondern dann käme es zu einem Dominoeffekt. Das würde näm-

lich auch den Ausbau des UN-Stand-ortes erheblich erschweren. Es wäre 

dann wohl nicht einmal mehr möglich, die bisherige Infrastruktur über-

haupt aufrechtzuerhalten. 

 

Eine solche Entwicklung richtet sich eindeutig gegen die Interessen des 

Landes Nordrhein-West-falen. Deshalb ist es so wichtig, dass wir heute 

darüber diskutieren. Den Charakter Bonns als bundespolitisches und in-

ternationales Zentrum zu sichern bzw. weiterzuentwickeln – diese Auf-

gabe muss Bestand haben. 

 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

 

Ohne Not käme sonst ein gesamtes Umfeld ins Rutschen. 

 

Unter dem Strich würde ein Umzug 27.000 Arbeitsplätze bei uns vernich-

ten; denn bei der Standortfrage geht es nicht alleine um die Ministerien, 

sondern auch um die Effekte auf die Interessenvertretungen und die as-

soziierten Verbände. 

 

In Bonn würden rund 470.000 m² Fläche brachliegen. Das ist mehr als das 

Fünffache der Gewerbeflächen, die jährlich überhaupt zur Vermietung an-

stehen können. Das bedeutet drastische Wertverluste und Leerstände. 

 



Liebe Kolleginnen und Kollegen, bisher war klar, dass wir uns über die 

Parteigrenzen hinweg dafür eingesetzt haben, dass die gegebene Zusage 

für die bewährte Aufgabenteilung eingehalten wird. Was macht es für ei-

nen Sinn, jetzt diesen Umzug zu forcieren, der wahrscheinlich mindestens 

5 Milliarden € kosten soll? Wo soll das ganze Geld überhaupt herkommen, 

das ständig nur verpulvert wird? 

 

Niemand kann ernsthaft glauben, dass die UN-Stadt Bonn auch nur annä-

hernd den bisherigen Erfolg fortsetzt, wenn die Bundesstadt Bonn unter-

miniert wird. Wir erwarten deshalb, dass sich die Landesregierung hier in 

Nordrhein-Westfalen weiterhin klar zum Berlin/Bonn-Gesetz bekennt. Das 

ist ganz wichtig. Darum bitten wir Sie an dieser Stelle. 

 

(Beifall von der CDU) 

 


